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Vorwort 

Die Fragestellung dieser Arbeit gibt Anlaß, eine aktuelle Bestands-
aufnahme des heißumstrittenen und vielbeschriebenen Pressever-
fassungsrechts zu versuchen und zugleich ein Anliegen der Praxis  als 
Problem der Theorie  zu sehen und zu lösen: das Informationsrecht  des 
Journalisten  gegenüber  Behörden.  Dabei ist Gelegenheit, zentrale Dis-
kussionspunkte des öffentlichen  Rechts klarzulegen und mit eigener 
Stellungnahme zu versehen, so die Wahrnehmung „öffentlicher  Auf-
gaben" durch Private, die Relevanz von „öffentlichen  Interessen" und 
die Dogmatik der Grundrechte in ihrem belebenden Widerspruch zwi-
schen individueller Abschirmung und kollektiver Anteilnahme. Die 
Kommunikationsgrundrechte, speziell die Meinungsäußerungsfreiheit, 
ergeben Argumente für eine „Freiheit zum Staat". Die publizitäts-
ferne, gewaltenverwischende Entscheidungssituation zwischen Regie-
rung und Parlament erfordert  eine Dui chleuchtung der Öffentlichkeits-
gebote des Grundgesetzes für die drei Gewalten, insbesondere aus den 
Staatsformbestimmungen (Demokratie, Rechtsstaat und Sozialstaat). 
Die daraus resultierende Öffentlichkeitspflicht  tr i f f t  vor allem die 
Exekutive.  „Öffentlichkeitsarbeit" läßt sich so als staatserhaltende Not-
wendigkeit begreifen und von bloß machterhaltender Propaganda ab-
grenzen. Die Verfassung ist Richtschnur für das Publizitätsverhalten 
der Exekutive. 

Die Untersuchung lag im Sommersemester 1970 der juristischen 
Fakultät der Universität Erlangen-Nürnberg als Dissertation vor. 
Rechtsprechung und Schrifttum wurden bis Oktober 1970 ausgewertet. 
Die Anregung zum Thema ging von Herrn Professor  Dr. Walter  Leisner 
aus, der mir mit vielfachem Rat auch während der Bearbeitung stets 
aufgeschlossen zur Seite stand. Hierfür  möchte ich ihm herzlich danken. 
Mein Interesse für die behandelte Problematik beruht auf journalisti-
schen Erfahrungen bei der „Augsburger Allgemeinen" und beim West-
deutschen Rundfunk in Köln. 

Augsburg, 1.1.1971 Hans-Ulrich  Jerschke 
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A. Einleitung 

I. Die Fragestellung 

Ist die öffentliche  Gewalt öffentlich?  Die nur scheinbar paradoxe 
Frage enthüllt den Doppelsinn von „öffentlich"  und bezeichnet zugleich 
den hier auftretenden Widerspruch: Das Handeln im Interesse aller 
entzieht sich der Wahrnehmung aller. Ob diese Diskrepanz besteht, ob 
sie zu Recht besteht, wie und wie weit sie von Verfassungs wegen aus-
geglichen werden muß, das soll Gegenstand der vorliegenden Arbeit 
sein. 

Dabei werden zunächst Umfang und Grenzen des Öffentlichkeits-
gebots geprüft,  das die Verfassung der vollziehenden Gewalt auferlegt. 
Die Exekutive besitzt zwar in der Dreiheit der Gewalten nach tradit io-
neller Auffassung  nur die zweite Position, macht aber in ihrer Eigen-
schaft als „informierte  Gewalt" den Führungsanspruch geltend. So ist 
die Frage berechtigt: Hat sie auch „informierende  Gewalt" zu sein? 

Der Öffentlichkeitspflicht  der  Exekutive  w i rd das Informationsrecht 
der  Presse  gegenübergestellt. Die Publizität der Staatsgewalt könnte auf 
diese Weise auch von außen her erzwungen werden. Wenn Journalisten 
dem Anspruch genügten, die kritischsten Leute zu sein, die es gibt, 
dann wäre das Informationsrecht  in den richtigen Händen. Unter den 
Publizisten ist der Wert eines Auskunftsanspruches allerdings um-
stritten; sie verlassen sich mehr auf formlose Beziehungen als auf förm-
liche Rechte. Dennoch hat ein verfassungskräftiges  Informationsrecht 
gerade gegenüber legalitätsgebundenen Behörden seine volle Berechti-
gung. Auch die Landesgesetzgeber haben den Auskunftsanspruch als 
wichtig genug für eine Verankerung in den Pressegesetzen angesehen. 
Die verfassungsrechtliche  Grundlegung wi rd damit nicht überflüssig. 
Sie verleiht größere Autorität und erhält das Iniormationsrecht auch 
dann aufrecht,  wenn es die einzelnen Normgeber veränderten oder ab-
schafften.  Mi t der Untersuchung des Informationsrechts  der Presse wi rd 
eine sinnvolle Beschränkung auf das älteste und immer noch unersetz-
bare Massenmedium vorgenommen, ohne entsprechende Berechtigungen 
der anderen Kommunikationsmittel zu leugnen. 
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I I . Der Gang der Untersuchung 

Nach dem Publizitätsverhalten der Exekutive (Teil B) w i rd das all-
gemeine Öffentlichkeitsgebot  der Verfassung untersucht (C). Dem folgt 
die Eingrenzung auf die Öffentlichkeitsverpflichtung  der Exekutive (D), 
bevor in Abschnitt E. das Informationsrecht  des Journalisten gegen Be-
hörden der vollziehenden Gewalt analysiert werden kann. 



B. Das Publizitätsverhalten der Exekutive 

Der Idealfall ist einfach zu schildern, aber ebenso leicht in seiner Un-
wirkl ichkeit nachzuweisen: Bei der Exekutive ist alles offen,  alles sicht-
bar. Es wi rd nichts verschleiert, nichts verborgen. Die Informationen 
fließen ungehemmt, für jeden erfaßbar,  der sie aufnehmen wi l l . Wäre 
das der Fall, so wäre ein Informationsanspruch,  der doch ein tatsäch-
liches Hindernis mi t rechtlicher Rückenstärkung überwinden hi l f t , 
teuere, wei l sinnlose Illusion. In diesem Abschnitt soll deshalb unter-
sucht werden, wie sich die vollziehende Gewalt nach außen verhält: 
Zieht sie eine Mauer des Schweigens um sich oder macht sie ihre Tore 
auf? Die Realanalyse des Publizitätsverhaltens der vollziehenden Ge-
walt soll unter Berücksichtigung der ihr eröffneten  rechtlichen Mög-
lichkeiten die Frage beantworten. Vorauszugehen hat jedoch die Um-
grenzung des Zielbereichs des untersuchten Anspruchs: Was ist die 
„Exekutive"? 

I. Die Exekutive im System der Gewaltenteilung 

Das Prinzip der Gewaltenteilung, die klassische  Zuständigkeitsmaxime 
des Rechtsstaats 1, zeichnet den Ausgangspunkt vor: Die gesetzgebende 
Gewalt (Legislative)  steht neben der vollziehenden (Exekutive)  und 
rechtsprechenden Gewalt (Judikative).  In dieser Reihenfolge gelten die 
Gewalten als vielbesprochene, in ihrem Umfang aber auch stark um-
strittene Fixpunkte in Allgemeiner Staatslehre und Staatsrecht. 

1. Die Lehre von Montesquieu 

Charles Montesquieu (1689—1755) hat durch sein Buch „De l'Esprit 
des Lois" (1748)2 die Lehre von der Gewaltenteilung formuliert,  wenn-
gleich Ansätze schon bei Aristoteles, Piaton und John Locke zu finden 
sind3. Dabei w i l l Montesquieu kein abstraktes Modell liefern, sondern 
angesichts der zeitgenössischen Erfahrungen ein praktisches System 
schaffen,  das die Balance zwischen den Gewalten herstellen und be-

1 Isensee, J., Subsidiaritätsprinzip und Verfassungsrecht,  Ber l in 1968, S. 92 
m. w. Nachw. in Fn. 19. 

2 Montesquieu,  C., Vom Geist der Gesetze, I n neuer Übertragung einge-
leitet und herausgegeben von E. Forsthoff,  Zwei Bände, Tübingen 1951. 

3 Nachweise bei Zippelius,  R., Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., München 
1970, § 20 I (S. 125 ff.). 


